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Landeswaldgesetz in der Fassung vom 19.07.1978 (Nie-
dersachsen, GVBl. S. 595), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 22.3.1990 (GVBl. S. 595) 

Niedersächsisches Wassergesetz in der Fassung vom 
20.08.1990 (GVBl. S. 371) 

Neue Juristische Wochenschrift 

Neue Zeitschrift für Strafrecht 
Natur und Recht 

Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht 

Nordrhein-westfälische Verwaltungsblätter 

Gesetz über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehör-
den in der Fassung vom 13.05.1980 (Nordrhein-Westfa-
len, GV S. 528), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
7.03.1990 (GV S. 201) 

Oberverwaltungsgericht 

Gesetz über die Ordnungswidrigkeiten in der Fassung 
vom 19.02.1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 15.07.1992 (BGBl. I S. 1302) 

Gesetz zum Schutz der Kulturpflanzen vom 15.09.1986 
(BGBl. I S. 1505), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
28.06.1990 (BGBl. I S. 1221) 

Polizei gesetz des Landes Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung vom 24.02.1990 (GV S. 70) 

Recht der Elektrizitätswirtschaft 
Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen 

Raumordnungsgesetz in der Fassung vom 25.07.1991 
(BGBl. I S. 1726, berichtigt S. 1883) 

Saarländisches Abfallgesetz vom 3.06.1987 (Amtsblatt 
S.849) 

Erstes Gesetz zur Abfallwirtschaft und zum Bodenschutz 
im Freistaat Sachsen vom 12.08.1991 (GVBl. S. 306) 

Polizeigesetz des Freistaates Sachsen vom 30.07.1991 
(GVBl. S. 291) 

Gesetz Nr. 1097 über Jen Schutz der Natur und die Pfle-
ge der Landschaft vom 31.01.1979 (Saarland, Amtsblatt 
S. 147), geändert durch Gesetz vom 8.04.1987 (Amts-
blatt S. 569) 

Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung des 
Landes Sachsen-Anhalt vom 19.12.1991 (GVBl. S. 538) 

Spalte 
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UmweltHG 
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VG 
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VR 
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Strafgesetzbuch in der Fassung vom 10.03.1987 (BGBI. 
I S. 915, berichtigt S. 1160), geändert durch Gesetz vom 
25.07.1992 (BGBI. I S. 1398) 
Technische Anleitung Abfall vom 12.03.1991, Gemein-
sames Ministerialblatt S. 139, berichtigt S. 469 

Gesetz über die Vermeidung, Verminderung, Verwer-
tung und Beseitigung von Abfallen und die Sanierung 
von Altlasten (Thüringen) vom 31.07.1991 (GVBI. S. 
27) 

Gesetz über die Beseitigung von Tierkörpern, Tierkör-
perteilen und tierischen Erzeugnissen vom 2.09.1975 
(BGBI. I 2313) 

Tierschutzgesetz in der Fassung vom 18.08.1986 (BGBI. 
I S. 1319), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.08. 
1990 (BGBI. I S.1762) 

Umwelthaftungsgesetz vom 10.12.1990 (BGBI. I 
S.2634) 

Umwelt- und Technikrecht 

Verwaltungsblätter für Baden-Württemberg 

Verwaltungsarchiv 

Verwaltungsgericht 

Verwal tungsgerichtshof 

Verwaltungsrundschau 

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaus-
haltsgesetz) in der Fassung vom 23.09.1986 (BGBI. I 
S. 1529, berichtigt S. 1654), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 26.08.1992 (BGBI. I S. 1564) 

Zeitschrift für Wasserrecht 



Einführung 

Im Rahmen der öffentlichen Abfallentsorgung werden gegenwärtig auf dem 
Gebiet der alten Bundesrepublik Deutschland etwa 3200 größere Abfallentsor-
gungsanlagen betrieben. 3082 davon sind Deponien, auf denen ungefähr 90% 
des überwiegend in Form von Bauschutt und Hausmüll anfallenden Abfallvolu-
mens entsorgt werden. Bei der großen Mehrheit dieser Deponien wird in späte-
stens 10 Jahren die Grenze der Ablagerungskapazität erreicht sein. Zwar hat die 
Zahl der Deponien in der Vergangenheit beständig abgenommen. Dieser Rück-
gang ist jedoch nicht auf eine Verringerung des Abfallvolumens oder die Ent-
wicklung neuer Entsorgungstechniken zurückzuführen, sondern auf eine anhal-
tende Tendenz zur Zentralisierung auf wenige große Deponien. Die für die Zu-
kunft zu sichernden und zu rekultivierenden Flächen sind damit insgesamt nicht 
kleiner geworden. Die nächst größere Gruppe von Abfallentsorgungsanlagen 
stellen die Verbrennungsanlagen dar, in denen etwa 8% des anfallenden Abfall-
volumens entsorgt wird. Zu den derzeit ungefähr 50 Müll- und Klärschlamm-
verbrennungsanlagen kommen noch 28 größere Sondermüllverbrennungs-
anlagen hinzu. Zwar gibt es bei Verbrennungsanlagen keine so eng begrenzte 
Nutzungsdauer wie bei Deponien. Letztlich wird aber auch hier die Sicherung 
und Rekultivierung aktuell, weil etwa neue und umweltschonendere Entsor-
gungsverfahren entwickelt werden oder die Anlagen selbst durch Abnutzung 
veralten. Die in der Abfallentsorgung noch unbedeutendste Gruppe bilden die 
sonstigen Anlagen, wie beispielsweise Kompostieranlagen, zu denen nur 2% 
des öffentlich zu entsorgenden Mülls verbracht wird. Daneben existieren noch 
etwa 10.000 zumeist kleinere betriebseigene Abfallentsorgungsanlagen, von 
denen über 7000 beispielsweise als Neutralisations-, Entgiftungs-, Emulsions-
trennungs- oder Schlammentwässerungsanlagen der Vorbehandlung von Ab-
fällen dienen. In den neuen Bundesländern und Berlin (Ost) wurden 1989 an-
nähernd 10.000 unkontrollierte Müllkippen betrieben. Diese nahmen über 90% 
des dort anfallenden Abfalls auf. Im Jahre 1990 existierten davon noch 6000, zu 
denen noch 1000 kontrollierte Deponien hinzuzurechnen sind. Daneben wurde 
eine Müllverbrennungsanlage betrieben. 

Im folgenden sollen die wesentlichen Probleme untersucht werden, die im 
Zusammenhang mit der Sicherung und Rekultivierung auftreten. Dabei werden 
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sowohl die für die zuständige Behörde wichtigen Punkte als auch die Fragen, 
die für den Inhaber einer Abfallentsorgungsanlage von maßgeblichem Interesse 
sind, Berücksichtigung finden. Es soll erörtert werden, für welche Anlagen Si-
cherungs- und Rekultivierungspflichten bestehen, welchen Inhalt entsprechende 
Anordnungen haben können und an wen sie innerhalb welchen Zeitraumes zu 
richten sind. Neben diesen, für Behörde und Inhaber wesentlichen Fragen soll 
anschließend noch geklärt werden, ob der Adressat von Sicherungs- und Rekul-
tivierungsanordnungen eventuell einen internen Ausgleichsanspruch gegen 
Dritte geltend machen kann. 



1. Teil 

Sicherung und Rekultivierung in der Praxis l 

A. Handelnde Behörde 

Nachträgliche Sicherungs- und Rekultivierungsanordnungen im Sinne der 
§§ 9 S. 1, 9a Abs. 1 S. 1, 10 Abs. 2 und lOa Abs. 3 AbfG werden von der zu-
ständigen Behörde getroffen, die nach § 19 AbfG durch die Landesregierungen 
oder die von ihnen bestimmten Stellen festgelegt werden, soweit keine Rege-
lung durch Landesgesetz erfolgt. Die Landesgesetze ordnen diese Aufgabe ent-
weder allgemein der Regierung oder Landesumweltämtern zu2 oder gliedern 
die Zuständigkeit für die Umweltministerien als oberste, die Regierungspräsi-
dien als höhere und schließlich die Gemeinden und kreisfreien Städte als untere 
Abfallrechtsbehörde.3 In der Praxis geben die Regierungspräsidenten bzw. die 
Bezirksregierungen Rahmenvorgaben, die oft nur festlegen, daß überhaupt eine 
Sicherung und Rekultivierung in einer noch näher zu bezeichnenden Weise 
durchgeführt wird. Zum einen steht bei Betriebsbeginn noch nicht endgültig 
fest, welche konkreten Maßnahmen erforderlich sein werden, zum anderen kön-
nen die höheren Behörden nicht festlegen, welche Bepflanzung beispielsweise 
konkret vor Ort sinnvoll ist. Die auszuwählenden Pflanzen können sogar inner-
halb eines Gemeindegebietes häufig nicht einheitlich für jeden Standort be-
stimmt werden. Daher werden die Gemeinden auch in den Fällen, in denen die 
Regierungspräsidenten Vorgaben machen, die konkreten Maßnahmen vorschla-
gen. Die Gemeinden wiederum lassen sich im Regelfall von dritter Seite bera-
ten. So werden Rekultivierungsvorschläge teils vom Betreiber der Abfallentsor-
gungsanlage selbst gemacht; in anderen Fällen wird ein Landschaftsarchitekt 
hinzugezogen, der letztlich einen Plan erstellt, in dem festgelegt wird, welche 

1 Die nachfolgenden Ausführungen basieren auf persönlichen Gesprächen mit Mit-
arbeitern von Städten, Gemeinden, Regierungspräsidenten, privaten Entsorgem und pri-
vaten Firmen, die Sanierungskonzepte erstellen, sowie auf eigenen Beobachtungen. 

2 Art. 29 BayAbfAlG, §§ 33 Abs.3 Nr.5, 7 LAbtvG Brbg., 16 Abs.1 Brem-
AGAbfG, 10 Abs. 1 HAAbfG, 24 SAbfG. 

3 §§ 28 Abs. 2 LAbfG BW, 27 Abs. 1 HAbfAG, 24, 25 NAbfG, 34, 38 LAbfG 
NW, 13 SächsEGAB, 34 AbfG LSA. 
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